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Satzung des Turnerbund 1906 Bad Krozingen e.V. 
 
 
 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 

1. Der Verein führt den Namen „Turnerbund 1906 Bad Krozingen e.V“.  
2. Er ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Freiburg im Breisgau eingetragen. 
3. Der Sitz des Vereins ist in 79189 Bad Krozingen. 
4. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 
 
§ 2 Zweck 
 

1. Vereinszweck des Vereins ist die Förderung des Sports.   
2. Abteilungen des Vereins sind: 

a) Ballett 
b) Karate 
c) Leichtathletik 
d) Schwimmen 
e) Turnen 
f) Volleyball 

3. Der geschäftsführende Vorstand kann die Gründung weiterer unselbständiger Abtei-
lungen beschließen. 

4. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Satzungs-
zweck wird insbesondere verwirklicht durch die Organisation eines geordneten Sport-
, und Trainingsbetriebs für den Freizeit-, Breiten- und Leistungssport bei besonderer 
Förderung der Jugendarbeit. 

5. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-
cke. 

6. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. 
7. Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
8. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
 
§ 3 Verbandszugehörigkeit 
 
Der Verein ist Mitglied im Badischen Sportbund, dessen Regelwerke, Richtlinien und Ord-
nungen ergänzend und unmittelbar für die Vereinsmitglieder gelten. 
 
 
§ 4 Mitgliedschaft 
 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person oder juristische Person werden. 
2. Die Vereinsmitgliedschaft gliedert sich in Aktiv- und Passivmitglieder, sowie Ehren-

mitglieder.  
3. Mit dem Vereinsbeitritt wird auch die grundsätzliche Zustimmung zur gebotenen Er-

fassung, Speicherung und zweckbestimmten zulässigen Nutzung der persönlichen 
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Mitgliederdaten erteilt, die der Verein unter Berücksichtigung des Datenschutzgeset-
zes und des Vereinszwecks nach seiner Datenschutzordnung zu verwalten hat. 

4. Minderjährige Mitglieder werden bei der Wahrnehmung ihrer Mitgliedschaftsrechte 
von dem gesetzlichen Vertreter vertreten. Sie haben die vollen Rechte von ordentli-
chen Mitgliedern mit Beginn des auf die Vollendung des 16. Lebensjahres folgenden 
Tages. 

5. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. Über den Aufnahmeantrag beschließt 
der geschäftsführende Vorstand. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Beschluss.  

6. Die Ablehnung eines Aufnahmeantrags muss nicht begründet werden. Ein Rechts-
behelf dagegen ist nicht gegeben. 

7. Bei Minderjährigen ist die schriftliche Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s 
beim Aufnahmeantrag erforderlich, entsprechendes gilt für die Austrittserklärung.  

8. Mit dem Aufnahmeantrag anerkennt jedes Mitglied die Bestimmungen und Vorgaben 
dieser Satzung sowie des Verbands, die ergänzenden Richtlinien und Ordnungen 
sowie Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 

9. Personen, die sich in besonderer Weise um den Verein und seine Zweckverfolgung 
verdient gemacht haben, können auf Vorschlag des Gesamtvorstands durch die Mit-
gliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 

10. Der Verein kann eine Ehrenordnung mit Zustimmung durch die Mitgliederversamm-
lung beschließen. 

 
 
§ 5 Ende der Mitgliedschaft 
 
1. Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod (natürliche Person) oder der Auflösung (juristi-

sche Person) des Mitglieds, durch Austritt, Streichung von der Mitgliederliste oder 
durch Ausschluss aus dem Verein. 

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung an die Geschäftsadresse des Vereins. 
Er ist nur unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-
halbjahres möglich.  

3. Ein Mitglied kann durch Beschluss des geschäftsführenden Vorstands von der Mit-
gliederliste gestrichen werden, wenn es trotz schriftlicher Mahnung mit der Zahlung 
von Zahlungsverpflichtungen (Beiträge, Umlagen, Gebühren etc.) in Verzug ist. Der 
Beschluss über die Streichung darf durch den geschäftsführenden Vorstand erst 
dann gefasst werden, wenn nach Versendung der Mahnung drei Wochen verstrichen 
sind und dem Mitglied in der Mahnung die Streichung bei Nichtzahlung angekündigt 
worden ist. Der Beschluss über die Streichung ist dem betroffenen Mitglied schriftlich 
mitzuteilen. 

4. Ein Mitglied kann mit sofortiger Wirkung durch Beschluss des Gesamtvorstands aus 
dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es in schwerwiegender Weise gegen die 
Interessen des Vereins wegen Nichterfüllung der Verpflichtungen nach Satzung, Ord-
nungen und Richtlinien verstoßen hat. Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist 
dem betroffenen Mitglied rechtliches Gehör unter Mitteilung der Ausschlussgründe 
zu gewähren, dies mit einer abschließenden Äußerungsfrist von 10 Tage ab Zugang 
der beabsichtigten Entscheidung. Gegen die Entscheidung des Vorstandes ist die 
Berufung zur ordentlichen Mitgliederversammlung binnen einer Ausschlussfrist von 
2 Wochen an den 1. Vorsitzenden zulässig. Die Mitgliederversammlung entscheidet 
hierüber dann abschließend. Mit Zugang des Ausschließungsbeschlusses ruhen die 
Mitgliedschaftsrechte des Mitglieds, die Beitragspflicht besteht bis zum Ablauf des 
Kalenderhalbjahres. Der Ausschließungsbeschluss wird dem Mitglied durch den Vor-
stand schriftlich mitgeteilt und wird mit dem Zugang wirksam. 
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5. Beim Ende der Mitgliedschaft, gleich auf welche Weise, besteht kein Anspruch am 
Vereinsvermögen. Dem austretenden Mitglied steht kein Anspruch auf Rückzahlung 
überzahlter Beiträge zu. 

 
 
§ 6 Mitgliedsbeitrag 
 

1. Der Mitgliedsbeitrag besteht aus dem Jahresgrundbeitrag und dem Zusatzbeitrag für 
die Zugehörigkeit zu einer Abteilung des Vereins. Der Jahresgrundbeitrag wird von 
der Mitgliederversammlung festgelegt. Die Zusatzbeiträge der Abteilungen werden 
vom Gesamtvorstand festgelegt.  

2. Ehrenmitglieder/Ehrenvorstände sind von der Beitragspflicht befreit. 
 
 
§ 7 Organe 
 

1. Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 
2. Die Mitgliederversammlung kann die Bildung weiterer Vereinsorgane oder Gremien 

beschließen. 
 
 
§ 8 Vorstand 
 

1. Der Vorstand besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden, 
dem Kassenwart, der zugleich ebenfalls stellvertretender Vorsitzender ist, den Abtei-
lungsleitern jeder Abteilung, und dem Jugendleiter (Gesamtvorstand). 

2. Der 1. Vorsitzende, der stellvertretenden Vorsitzende und der Kassenwart bilden den 
geschäftsführenden Vorstand nach § 26 BGB (vertretungsberechtigter Vorstand) und 
vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Für den 1. Vorsitzenden be-
steht Alleinvertretungsbefugnis, der stellvertretende Vorsitzende und der Kassenwart 
vertreten den Verein gemeinsam. 

3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 5 Jahren ge-
wählt. Wählbar sind nur volljährige Vereinsmitglieder. Bis zu einer Neuwahl bleibt der 
Vorstand im Amt. Scheidet ein Vorstandsmitglied während der Amtszeit aus, kann 
der Gesamtvorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausgeschie-
denen wählen.  

4. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und erledigt alle Verwaltungsaufgaben, 
soweit sie nicht durch die Satzung oder Gesetz einem anderen Vereinsorgan zuge-
wiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 
a) Die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
b) Die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlung; 
c) Die Leitung der Mitgliederversammlung durch den Vorsitzenden oder einen der 

stellvertretenden Vorsitzenden; 
d) Die Aufstellung des Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, Er-

stellung des Jahresberichtes, Bestimmung des Zusatzbeitrags; 
e) Aufnahme von Mitgliedern und Mitwirkung beim Ausschluss von Mitgliedern; 
f) Vereinsinterne Ordnungen, wie Benutzungsordnungen, Datenschutzordnung 

u.ä. 
g) Abschluss von Übungsleiterverträgen, Verträgen mit Geschäftsstellenleitern. 
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5. Der Vorstand ist beschlussfähig, auch wenn er nicht vollständig besetzt ist. Er ist 
ferner beschlussfähig, wenn alle Mitglieder eingeladen und mindestens drei Mitglie-
der, darunter der Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzender anwesend sind.  

6. Die Einladung erfolgt per E-Mail durch den Vorsitzenden oder bei dessen Verhinde-
rung durch einen stellvertretenden Vorsitzenden eine Woche vor der Sitzung. Der 
Mitteilung einer Tagesordnung bedarf es nicht. 

7. Der Vorstand beschließt grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gül-
tigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden o-
der bei dessen Abwesenheit die des stellvertretenden Vorsitzenden. 

8. Die Beschlüsse sind zu protokollieren und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die 
Eintragungen müssen enthalten: 
a) Ort und Zeit der Sitzung, 
b) die Namen der Teilnehmer und des Sitzungsleiters, 
c) die gefassten Beschlüsse und die Abstimmungsergebnisse. 

9. Vorstandsbeschlüsse können im Umlauf-Verfahren gefasst werden, wenn kein Mit-
glied des Vorstands diesem Verfahren widerspricht. 

10. Den Vorstandsmitgliedern kann unter Beachtung des Vereinshaushaltes und der 
Vereinsfinanzplanung eine angemessene Vergütung nach Maßgabe der steuer- und 
gemeinützigkeitsrechtlichen Vorgaben für ihre Tätigkeit gewährt werden. Über die 
Höhe und die Personen beschließt jeweils der Gesamtvorstand mit 2/3 Mehrheit. 
 
 

§  9 Mitgliederversammlung 
 

1. Die Mitgliederversammlung ist zuständig für alle Aufgaben, soweit sie nicht dem Vor-
stand oder anderen Vereinsorganen obliegen. Sie ist ausschließlich zuständig für fol-
gende Angelegenheiten: 
a) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes, des Rechnungsprüfungsbe-

richts der Kassenprüfer, der Jahresberichte der Abteilungsleiter, Entlastung des 
Vorstands, 

b) Beschlussfassung zur Jahresgrundbeitrag, 
c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands und der Kassenprüfer, 
d) Änderung der Satzung, 
e) Änderung des Vereinszwecks, 
f) Auflösung des Vereins, 
g) Beschlussfassung über vorgelegte Anträge, 
h) Ausschluss eines Vereinsmitglieds, 
i) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alle 4 Jahre im 1. Quartal des Jahres 
statt.  

3. Der geschäftsführende Vorstand kann jederzeit eine Mitgliederversammlung einbe-
rufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert. Sie muss einberufen werden, 
wenn es von mindestens 20 % aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe vom geschäftsführenden Vorstand verlangt wird. Gegenstand der 
Beschlussfassung einer derartigen Mitgliederversammlung sind nur die mit der Ein-
berufung mitgeteilten Tagesordnungspunkte. Ergänzungen der Tagesordnung sowie 
weitere Anträge sind ausgeschlossen. Einberufungsform und -frist ergeben sich aus 
Absatz 4. 

4. Eine ordentliche oder außerordentliche Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsit-
zenden oder den beiden stellvertretenden Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist 
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von mindestens zwei Wochen und unter Angabe der Tagesordnung durch Bekannt-
gabe im Amtsblatt der Stadt Bad Krozingen und auf der Homepage des Vereins ein-
berufen. Auswärtige Mitglieder werden schriftlich oder per E-Mail unter der zuletzt 
dem Verein mitgeteilten Adresse eingeladen. 

5. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor Beginn der Mitgliederversamm-
lung schriftlich die Ergänzung der Tagesordnung verlangen. Danach können in der 
Mitgliederversammlung gestellte Anträge zur Ergänzung der Tagesordnung nur 
durch Entscheidung der Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit zugelassen wer-
den. 

6. Jede Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig. 

7. Jedes Mitglied hat mit Vollendung des 16. Lebensjahres in der Mitgliederversamm-
lung ein Stimmrecht. Wählbar ist jedes Mitglied mit Vollendung des 18. Lebensjahres. 
Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persön-
lich ausgeübt werden und ist nicht übertragbar.  

8. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsitzenden, bei dessen Verhinde-
rung von einem stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Ist kein Mitglied des ge-
schäftsführenden Vorstands anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. 

9. Für die Dauer der Durchführung von Vorstandswahlen wählt die Mitgliederversamm-
lung einen Wahlleiter. 

10. Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. 
11. Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen. Wenn geheime Ab-

stimmung beantragt wird, entscheidet darüber die Mitgliederversammlung. Eine ge-
heime Abstimmung ist durchzuführen, wenn dies von mindestens einem Fünftel der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder verlangt wird. 

12. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen ge-
fasst. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 

13. Für Satzungsänderungen ist eine 3/4-Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, 
für die Änderung des Vereinszwecks und die Auflösung des Vereins ist eine solche 
von 4/5 erforderlich. 

14. Es werden zwei Kassenprüfer gewählt. Die Kassenprüfer prüfen gemeinsam die Kas-
sen aller Abteilungen sowie deren Buchführung. Sie berichten der Mitgliederver-
sammlung.  

15. Das Versammlungsprotokoll ist vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen. Es muss enthalten: 
a) Ort und Zeit der Versammlung 
b) Name des Versammlungsleiters und des Protokollführers 
c) Zahl der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder 
d) Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und Beschlussfähigkeit 
e) die Tagesordnung 
f) die gestellten Anträge und das Abstimmungsergebnis; 
g) bei Wahlen das Ergebnis (Zahl der Ja-Stimmen, Zahl der Nein-Stimmen, Enthal-

tungen, ungültigen Stimmen) und die Art der Abstimmung;  
h) Satzungsanträge 
i) Beschlüsse, die wörtlich aufzunehmen sind. 
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§ 10 Abteilungen 
 

1. Jede Abteilung wählt für die Dauer von 5 Jahren einen Abteilungsleiter. Sollte die 
Abteilungsversammlung keinen Abteilungsleiter wählen, kann dieser vom geschäfts-
führenden Vorstand benannt werden. 

2. Der Gesamtvorstand kann einen Abteilungsleiter unter Angabe von Gründen durch 
Beschluss abberufen. Der betroffene Abteilungsleiter ist vorher anzuhören. 

3. Die Abteilungen können sich eine Abteilungsordnung geben. Die Abteilungsordnung 
bedarf der Genehmigung des Gesamtvorstandes. 

4. Die Abteilungen bestreiten ihren finanziellen Aufwand nach den jeweils zugewiese-
nen Mitteln/Planvorgaben. 

5. Die jeweilige Abteilung hat unter Beachtung der steuerlichen Grundsätze jeweils zum 
Ende eines Kalenderjahres die Einnahmen/Ausgaben der Hauptbuchhaltung des 
Vereins mit Belegvorlage zu übermitteln. Zudem muss der Abteilungsleiter eine Er-
klärung unterzeichnen, in der die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben versi-
chert wird. 

 
 
§ 11 Vereinsjugend 
 

1. Die Vereinsjugend ist die Gemeinschaft aller Mitglieder bis zur Vollendung des 18. 
Lebensjahres und ist zuständig für alle Jugendangelegenheiten des Vereins. 

2. Die Vereinsjugend führt und verwaltet sich selbständig im Rahmen der Satzung.  
3. Organe der Vereinsjugend sind: 

a) der Jugendleiter 
b) die Jugendversammlung 

4. Der Jugendleiter ist Mitglied des Gesamtvorstands. 
5. Das Nähere regelt die Jugendordnung, die von der Jugendversammlung des Vereins 

beschlossen werden kann und der Genehmigung des Gesamtvorstandes bedarf. Die 
Jugendordnung darf dieser Satzung nicht widersprechen. Im Zweifelsfall gelten die 
Regelungen dieser Satzung. 

 
 
§ 12 Kassenprüfer 
 

1. Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder 2 
Kassenprüfer für eine Amtsdauer von 5 Jahren. Wahlberechtigt sind nur Mitglieder 
oder Nichtmitglieder, die nicht dem Vorstand (oder weiteren Gremien) angehören. 

2. Den Kassenprüfern obliegt die Prüfung aller Kassen des Vereins, einschließlich der 
Abteilungskassen und etwaiger Sonderkassen. Die Kassenprüfer sind zur umfassen-
den Prüfung der Kassen einschließlich des Belegwesens in sachlicher und rechneri-
scher Hinsicht berechtigt und verpflichtet. Prüfungsberichte sind in der Mitgliederver-
sammlung vorzutragen. 

3. Bei festgestellten Beanstandungen ist zuvor der Vorstand zu unterrichten. 
 
 

§ 13 Haftung 
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1. Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung den Ehrenamts-
freibetrag gem. § 3 Nr. 26 a EStG im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden ge-
genüber den Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehren-
amtlichen Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

2. Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für leicht fahr-
lässig verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Benut-
zung von Anlagen oder Einrichtungen des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen 
erleiden, soweit solche Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt 
sind. 

 
 
§ 14 Datenschutz im Verein 
 

1. Zur  Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 
Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche 
Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. Soweit die in den jeweiligen Vor-
schriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied ins-
besondere die folgenden Rechte: 

- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 
- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 
- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 
- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 
- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 
- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO und 
- Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DS-GVO. 

2. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur 
Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zu-
gänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Aus-
scheiden der oben genannten Personen hinaus 

3. Einzelheiten regelt die Datenschutzordnung des Vereins. 
 
 
§ 15 Auflösung des Vereins 
 
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in § 9 geregel-
ten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts ande-
res beschließt, sind der Vorsitzende und der Kassenwart  gemeinsam vertretungsberech-
tigte Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der 
Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 
Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-
cke fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Bad Krozingen, die es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 
 

 

§ 16 Gültigkeit dieser Satzung 

 

1. Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am … beschlossen. 

2. Sie tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 
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3. Alle bisherigen Satzungen treten zu diesem Zeitpunkt außer Kraft. 

 

 

………………………….      ……………………………... 


